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Vertrag über die Wartung und Instandsetzung
technischer Anlagen und Einrichtungen


Zwischen 

der AOK  PLUS - Die Gesundheitskasse für Sachsen und Thüringen
Sternplatz 7

01067 Dresden


vertreten durch

die Firma Laurat Grundstücks-Verwaltungsgesellschaft mbH 
vertreten durch die Geschäftsführer Christian Heimbach und Holger Tilk
Fröhliche-Mann-Str. 3 a

98528 Suhl
- Auftraggeber -


und 

der Firma
…
vertreten durch den Geschäftsführer
…

…
- Auftragnehmer -


wird der folgende 

Wartungsvertrag

geschlossen:


Vorbemerkungen 

Gegenstand dieses Vertrages sind Wartung und Inspektion - nachstehend als Wartung bezeichnet - sowie die sich im Rahmen dessen ergebenden Instandsetzungsarbeiten nachstehender Anlage(n)

??

im Objekt  des Auftraggebers in

??
1. Vertragsbestandteile

Bestandteile dieses Vertrages sind in der folgenden Reihenfolge:

1.1. das Angebot des Auftragnehmers vom ?? nebst sämtlichen Ausschreibungsunterlagen des Auftraggebers - nachfolgend nur noch als "Angebot" bezeichnet (Anlage 1);

1.2. die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Firma Laurat Grundstücks-Verwaltungsgesell-schaft mbH für Wartungsverträge, abrufbar auf der Internetpräsentation der Firma Laurat Grundstücks- Verwaltungsgesellschaft mbH (http://www.laurat.de/service/informationen-fuer-partner.html);

1.3. die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B) in der zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses geltenden Fassung;

1.4. die allgemein anerkannten Regeln der Technik, sämtliche DIN-Normen, Vorschriften und Richtlinien der jeweiligen Verbände, die durch die auszuführenden Leistungen betroffen werden, die Herstellervorschriften und -richtlinien in Bezug auf die wartungsgegenständlichen Produkte und Anlagen bzw. Anlagenteile sowie sämtliche in Betracht kommenden Unfallverhütungsvorschriften, die jeweils geltende Landesbauordnung, und schließlich das Merkblatt "Brandschutz bei Bauarbeiten" des Verbandes der Schadensversicherer (WS) und der Arbeitsgemeinschaften der Berufsgenossenschaften.

Allgemeine und Besondere Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers sind ausdrücklich und grundsätzlich ausgeschlossen (auch wenn diese bei Angebotsabgabe mit eingereicht und angegeben werden). Besondere technische Bedingungen für Spezialarbeiten und Lieferungen gelten nur als verbindlich, wenn diese ausdrücklich im Auftragsschreiben vereinbart werden.


2. Leistungspflichten des Auftragnehmers

2.1.
Grundlage der Leistungspflichten des Auftragnehmers bildet das in Anlage 1 zum Vertragsgegenstand erklärte Angebot des Auftragnehmers.

Die Wartung der Anlage wird mindestens jährlich (sofern das Angebot oder der Gesetzgeber nicht andere Fristen zwingend vorschreibt oder die anerkannten Regeln der Technk andere Fristen verlangen) innerhalb der betriebsüblichen Arbeitszeit von Montag bis Donnerstag von 07:30 Uhr bis 16:30 Uhr und am Freitag von 07:30 Uhr bis 12:00 Uhr ausgeführt und mindestens 14 Tage im voraus und unter Beachtung der zeitlichen Vorgaben aus Angebot und Ausschreibung schriftlich vom Auftragnehmer angemeldet. 

2.2.
[bookmark: _GoBack]Der Auftragnehmer ist verpflichtet, im Zusammenhang mit der Wartung auch diejenigen Instandsetzungsarbeiten auszuführen, die zur Wiederherstellung des Sollzustandes unerlässlich sind, nicht ohnehin im Angebot erfasst sind und den normalerweise zu erwartenden Zeitaufwand für die Wartung nicht erhöhen.

2.3.
Sollten sich im Rahmen der turnusmäßigen Wartung Instandsetzungsarbeiten an der Anlage erforderlich erweisen, die nicht der Regelung zu Zf. 2.1 unterfallen, hat der Auftragnehmer diese bis zu einem Höchstbetrag von brutto 200,00 € sofort auszuführen, anderenfalls den Auftraggeber hierüber unverzüglich, in der Regel taggleich, in Kenntnis zu setzen, der dann weitere Anordnung außerhalb dieses Wartungsvertrages trifft. 

Auf Übertragung dieser insoweit erforderlich werdenden weiteren Leistungen besteht für den Auftragnehmer jedoch kein Rechtsanspruch. Kündigt der Auftragnehmer einen über den Betrag von brutto 200,00 € hinausgehenden Aufwand nicht vor Ausführung der Leistung an, steht ihm ein höherer Vergütungsanspruch als brutto 200,00 € nicht zu, es sei denn, der Auftragnehmer war ohne Verschulden an einer rechtzeitigen Information des Auftraggebers gehindert oder es bestand Gefahr im Verzug für Leib und Leben.

2.4.
Der Auftragnehmer ist auch außerhalb der regelmäßigen Wartungstermine verpflichtet, Störungen, die die Sicherheit oder den Betrieb der Anlage gefährden oder ausschließen, nach Aufforderung durch den Auftraggeber zu beseitigen.

Er hat die Arbeiten unverzüglich innerhalb und außerhalb der Arbeitszeit, auch nachts und an Sonn- und Feiertagen, auszuführen. Die Kosten werden nach Aufwand, jedoch nur bis zu einer Höhe von brutto 200,00 € vergütet. Ist zu erwarten, dass die Störungsbeseitigung erhebliche Kosten verursacht, was regelmäßig dann der Fall ist, wenn der Betrag von brutto 200,00 € überschritten wird, und kann eine Unterbrechung des Betriebes der Anlage hingenommen werden, darf der Auftragnehmer zunächst nur die Ursachen der Störung ermitteln und muss die voraussichtlichen Kosten für die Beseitigung angeben. Im übrigen gilt Zf . 2.3.

2.5.
Sämtliche nach diesem Vertrag geschuldeten Arbeiten sind durch den Auftragnehmer bzw. durch von ihm eingesetzte Arbeitnehmer persönlich und eigenverantwortlich auszuführen. Die Beauftragung von Nachunternehmen zur Diensterbringung durch den Auftragnehmer bedarf der ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. Näheres regeln die Allgemeinen Vertragsbedingungen des Auftraggebers.

2.6.
Erkennt oder vermutet der Auftragnehmer Mängel oder Schäden, welche die Sicherheit oder Betriebsbereitschaft einer Anlage gefährden können, hat er unverzüglich den Auftraggeber bzw. dessen Bereitschaftsdienst unter der Telefonnummer 

0 36 81 / 453 76 10

zu benachrichtigen und erforderlichenfalls die Außerbetriebnahme der Anlage zu veranlassen. 

Er hat mündliche Benachrichtigungen schriftlich zu bestätigen. Auf andere Mängel oder Schäden, die nicht unverzüglich beseitigt werden müssen und deren Beseitigung nicht zu den in den Nr. 2.1. bis 2.4. beschriebenen Leistungen gehören, hat der Auftragnehmer den Auftraggeber unverzüglich schriftlich hinzuweisen.

2.7.
Der Auftragnehmer hat nach jeder Wartung Art und Umfang der ausgeführten Leistungen einschließlich der eingebauten Teile in die Wartungsprotokolle einzutragen und die bei der Wartung getroffenen Feststellungen über den Zustand der Anlage, auch über etwaige in absehbarer Zeit notwendig werdende Instandsetzungsarbeiten, in einem Arbeitsbericht zu dokumentieren.

Bei den besonders zu vergütenden Leistungen nach Zfn. 2.3. und 2.4. sind außerdem Zeitaufwand, Namen und Lohn- bzw. Berufsgruppen (z.B. Techniker) des eingesetzten Personals sowie verwendete Hilfs- und Betriebsstoffe anzugeben.




3. Vergütung

3.1.
Die Vergütung des Auftragnehmers wird unter Berücksichtigung der in seinem Angebot gemäß Zf. 1.1. dieses Vertrages enthaltenen Vergütungssätze in Form einer Jahres-Wartungspauschale vereinbart, die 

?? €

(in Worten: ?? EURO)

zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer beträgt, wobei der zum Abrechnungszeitpunkt geltende gesetzliche Mehrwertsteuersatz entscheidend sein soll. 

3.2.
Leistungen gemäß Zf. 2.3. Satz 1 und Zf. 2.4. dieses Vertrages hat der Auftragnehmer mit gesonderter Rechnung gegenüber dem Auftraggeber auszuweisen.

3.3.
Die Vergütung wird fällig nach ordnungsgemäßer und vollständiger Erbringung sämtlicher im laufenden (Vertrags-) Jahr geschuldeten vertraglichen Leistungen und ordnungsgemäßer Abrechnung durch den Auftragnehmer.

3.4.
Der Auftragnehmer hat die Leistungen binnen 14 Tagen nach der Ausführung prüfbar beim Auftraggeber abzurechnen. Kommt er dieser Verpflichtung nicht nach, ist der Auftraggeber berechtigt, die Rechnung auf Kosten des Auftragnehmers zu erstellen, wenn er diesem zuvor eine Nachfrist unter Ankündigung dieses Vorgehens gesetzt hat (§ 15 Nr. 3 VOL/B).

3.5.
Zahlt der Auftraggeber binnen Frist von 10 Tagen nach Eingang der vertragsgerechten Abrechnung des Auftragnehmers, steht ihm ein Skontoeinbehalt von 2 % von der jeweiligen Abrechnungssumme zu. 

3.6.
Die Bedingungen dieses Vertrages gelten auch für spätere Aufträge, die auf Grund von Nachtragsangeboten oder besonderen Preisvereinbarungen in Verbindung mit dem Hauptauftrag erteilt wurden.

3.7.
Der Auftragnehmer ist verpflichtet, von der ihm für dieses Vertragsverhältnis erteilten Lastschrifteinzugsermächtigung gemäß Anlage 2 Gebrauch zu machen und den jeweiligen Rechnungsbetrag nach Eintritt der Fälligkeit gemäß vorstehenden Regelungen beim Auftraggeber einzuziehen. 

Für jeden einzelnen Fall der Verletzung dieser Verpflichtung schuldet der Auftragnehmer dem Auftraggeber bei augeschlossenem Fortsetzungszusammenhang eine pauschale Bearbeitungsgebühr in Höhe von € 20,00.


4. Tarif- und Mindestlohn sowie Sozialversicherungsbeiträge
Der Auftragnehmer versichert, die Vorschriften der §§ 14 AEntG, 28 e Abs. 3 a, Abs. 3 e SGB IV, 150 Abs. 3 SGB VII und 13 MiLoG vollständig einzuhalten, insbesondere seinen Mitarbeitern den jeweiligen Mindestlohn zu bezahlen, die Beiträge an die Urlaubskasse ordnungsgemäß abzuführen sowie seiner Verpflichtung zur Zahlung der Gesamtsozialversicherungs- und Unfallversicherungsbeiträge ordnungsgemäß nachzukommen. Der Auftragnehmer stellt allen von ihm beauftragten eigenen Nachunternehmern sowie nachgeschalteten Nachunternehmern und auch Verleihern gegenüber rechtlich und tatsächlich sicher, dass diese die vorstehend übernommenen Verpflichtungen ihrerseits übernehmen und diesen uneingeschränkt nachkommen. Ergänzend gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

5. Vertragsdauer und Kündigung 
5.1.
Der Vertrag beginnt am ?? zunächst für ein Kalenderjahr bis zum ?? zu laufen. Das Vertragsverhältnis verlängert sich jeweils automatisch um ein weiteres Jahr, wenn nicht eine der Parteien drei Monate vor Ablauf eines Vertragsjahres kündigt. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. Die maximale Laufzeit des Vertrages beträgt 4 Jahre und endet daher am ??, sofern er nicht zuvor gekündigt wurde.

5.2.
Das Recht zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. Näheres hierzu regeln die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftraggebers.

5.3.
Bei Veräußerung von Grundstücken nebst den zu wartenden Anlagen oder Teilen hiervon während des Vertragszeitraumes durch den Auftraggeber kann der jeweils betreffende Teil des Vertrages zum Monatsende außerordentlich gekündigt werden. In diesem Fall stehen dem Auftragnehmer Vergütungsansprüche nur bis zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Kündigung zu, nicht jedoch für die darüber hinaus gehende ursprüngliche Vertragslaufzeit. Dasselbe gilt für den Fall, dass ein Teil der in der Bestandsliste aufgeführten Anlagen dauernd stillgelegt wird oder der Betrieb des Auftragnehmers infolge wesentlicher Änderungen der Anlage nicht mehr auf die dann erforderlichen Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten eingerichtet ist. 


6. Vertrags- und Pflichtverletzung

Der Auftraggeber ist bei der Verletzung der Pflichten des Auftragnehmers unbeschadet der Regelungen zu Zf. 5 berechtigt, nach entsprechender Abmahnung, die vertraglichen Leistungen durch Dritte ausführen zu lassen und dem Auftragnehmer die anfallenden Mehrkosten hierfür in Rechnung zu stellen, ohne dass hiervon der Fortbestand des Vertrages im Übrigen berührt wäre. Eine Kündigung des gesamten Vertrages aus wichtigem Grund gemäß Zf. 5.2. liegt bei wiederholten Beanstandungen gegenüber dem Auftragnehmer im Ermessen des Auftraggebers. 


7. Haftung und Gewährleistung des Auftragnehmers

7.1.
Der Auftragnehmer haftet für Personen-, Sach- und Vermögensschäden, die durch ihn oder seine Erfüllungsgehilfen in Erfüllung der vertraglichen Verpflichtungen verursacht werden, uneingeschränkt. Er verpflichtet sich, den Auftraggeber bei Vertrags- und Pflichtverletzungen von Schadenersatzansprüchen Dritter freizustellen.

Bei einer Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 

Der Auftragnehmer hat spätestens 1 Woche nach Abschluss dieses Vertrages das Bestehen einer Betriebshaftpflichtversicherung für die Laufzeit des Vertrages mit folgenden Mindestschadenssummen nachzuweisen:

Sach- und Vermögensschäden:						1.000.000 €
Personenschäden:							2.000.000 €

und den Fortbestand des Versicherungsschutzes im Falle der Vertragsverletzung auf Verlangen des Auftraggebers zu belegen.

Der Auftragnehmer und seiner Erfüllungsgehilfen sind verpflichtet, Mängel und Schäden (am Gebäude bzw. den Einrichtungsgegenständen) unverzüglich an den Auftraggeber zu melden.

Bei Schlüssel- und Codekartenverlust haftet der Auftragnehmer nach den gesetzlichen Bestimmungen. 

7.2. 
Die Verjährungsfrist für Mängelansprüche des Auftraggebers gegenüber dem Auftragnehmer beträgt 24 Monate. Sie beginnt mit Ablauf des jeweils vereinbarten Wartungsintervalls zu laufen. 


8. Gerichtsstand 

Der Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist Suhl.





Datum/ Unterschrift:                                                                                                                                                                          
Auftraggeber





Datum/ Unterschrift:                                                                                                                                                                          
Auftragnehmer




Anlagen:

Anlage 1		Angebot des Auftragnehmers
Anlage 2 		Lastschrifteinzugsermächtigung
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